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Berlin/Kairo – Die Bundesregierung zeigt
sich tief verärgert über jüngste Beschlüsse
des syrischen Präsidenten Baschar al-As-
sad, die faktische Enteignungen syrischer
Flüchtlinge in großem Stil ermöglichen.
„Mit großer Sorge sehen wir Versuche des
Assad-Regimes, mittels fadenscheiniger
gesetzlicher Regelungen die Eigentums-
rechte vieler geflüchteter Syrerinnen und
Syrer infrage zu stellen“, teilte das Auswär-
tige Amt der Süddeutschen Zeitung mit. Of-
fensichtlich versuche das Regime, „die Ver-
hältnisse vor Ort grundlegend zu Gunsten
des Regimes und seiner Unterstützer zu
verändern und die Rückkehr einer gewalti-
gen Zahl von Syrern zu erschweren“.

Die Bundesregierung kündigte deshalb
an, mit ihren Partnern in der EU zu bera-
ten, wie „wir diesem perfiden Vorhaben

entgegentreten können“. Eine erste Mög-
lichkeit dafür boten Syrien-Gespräche auf
Einladung Frankreichs am Donnerstag-
abend in Paris, an denen neben Bundesau-
ßenminister Heiko Maas auch Vertreter
Großbritanniens, der USA, Saudi-Arabiens
und Jordaniens teilnehmen sollten. Die
Bundesregierung verlangt, dass sich auch
die Vereinten Nationen und der UN-Sicher-
heitsrat des Themas annehmen.

„Die Unterstützer des Regimes, allen
voran Russland, rufen wir eindringlich
auf, die Umsetzung dieser Gesetze zu ver-
hindern.“ Es gehe um das Schicksal und
die Zukunft von Menschen, „die seit mehr
als sieben Jahren großes Leid und Entbeh-
rung durchmachen mussten“. Deren Hoff-
nung bestehe darin, „irgendwann wieder
ein friedliches Leben in Syrien zu haben“.

Assad hatte Anfang April ein Dekret er-
lassen, das es der Regierung in Damaskus
ermöglicht, neue Bebauungspläne zu erlas-
sen. Lokale Komitees sollen die Eigentums-
verhältnisse klären, wo es keine Kataster
gibt oder diese im Krieg zerstört wurden.
Was harmlos klingt, kann für die 5,1 Millio-
nen Flüchtlinge im Ausland gravierendste
Folgen haben, ebenso für mehr als sechs
Millionen Binnenvertriebene in Syrien.
Denn sobald ein Neubaugebiet per Dekret
ausgewiesen ist, müssen sich frühere Ei-
gentümer binnen 30 Tagen vor Ort melden
und ihre Ansprüche auch belegen – eine
Vorgabe, die für viele Flüchtlinge, die gera-
de auch vor dem Assad-Regime geflohen
sind, kaum zu erfüllen sein wird.

Die Bundesregierung äußert sich offen-
kundig auch deshalb so deutlich, weil der-

zeit mehr als 500 000 Syrer in Deutschland
leben, die auf solche Meldungen hochsensi-
bel reagieren, weil sie ihre Hoffnungen
und ihre Zukunft infrage stellen. Dabei ba-
siert die Aufnahme der Flüchtlinge auch
auf der Annahme, dass mindestens ein Teil
von ihnen nach Ende des Krieges wieder in
ihre Heimat zurückkehrt. Entscheidungen
wie die von Assad können die Grundlage
für eine Rückkehr massiv untergraben.

Laut dem syrischen Wohnungsbaumi-
nister Hussain Arnous sollen zuerst für das
Viertel Baba Amro in Homs, für informelle
Gebiete in Aleppo und den Ort Harasta in
der östlichen Ghouta bei Damaskus neue
Entwicklungspläne erlassen werden – Ge-
biete, die Hochburgen der Rebellen waren,
in denen überwiegend Sunniten lebten.
stefan braun, paul-anton krüger

Heute mit Immobilien:
Kauf- und Mietmarkt

Seit dem 8. Juni 1708 ruht der Schatz der
Galeone San José auf dem Boden der Kari-
bik. Gut 300 Jahre lang schien sich kaum
jemand dafür zu interessieren, mal abge-
sehen von Florentino Ariza, der im Wrack
nach Gold und Edelsteinen suchte, weil er
damit das Herz einer jungen Dame er-
obern wollte. Aber Ariza ist eine Romanfi-
gur von Gabriel García Márquez. Dieser
Schatz, mutmaßlich einer der größten,
die jemals im Meer versunken sind, exis-
tierte lange Zeit vor allem im magischen
Realismus des kolumbianischen Dich-
ters. Doch jetzt ist er wahrhaftig wieder
da. Und plötzlich wollen ihn alle haben.

Kolumbiens Regierung hat angekün-
digt, in Kürze mit der Bergung des
Wracks aus 600 Metern Tiefe zu begin-
nen, ein paar Seemeilen vor dem einsti-
gen Piratennest Cartagena. Zum Beweis,
dass es dort tatsächlich liegt, veröffent-
lichten die Behörden ein Bild, das aus
6000 Unterwasseraufnahmen zusam-

mengepuzzelt ist. Darauf sind mit Delfi-
nen verzierte Bronzekanonen erkennbar.
Experten sind sich einig, dass sie nur von
der San José stammen können.

Sie war als Flaggschiff einer spani-
schen Flotte mit Gold, Silber und Smarag-
den beladen, mit allem, was die Spanier
anfangs des 18. Jahrhunderts in der Neu-
en Welt erbeutet hatten. König Philipp V.
wartete in Madrid sehnsüchtig auf die La-
dung, zur Finanzierung seines Krieges ge-
gen die englisch-habsburgische Allianz.
Ein britischer Kapitän sollte das Schiff im
Auftrag Seiner Majestät entern, um die
wertvolle Fracht nach London zu bringen.
Doch er versenkte es versehentlich. Dabei
gingen vor Cartagena auch 600 Passagie-
re unter. Nun streiten Kolumbianer, Spa-

nier und weitere Interessenten wie in
Kolonialzeiten darüber, wem der Schatz
gehört: den Beraubten, den Räubern, den
Findern oder dem Weltkulturerbe.

Erste Hinweise auf die Wiederentde-
ckung der San José bezeichnete Kolumbi-
ens Präsident Juan Manuel Santos vor
zweieinhalb Jahren als einen der „bedeu-
tendsten Funde in der Geschichte der
Menschheit“. Seither macht er aber ein
Staatsgeheimnis um die genauen Koordi-
naten. Das zeigt, wie politisch brisant der
Fall ist. Laut Santos handelt es sich bei
dem Wrack um kolumbianisches Natio-
naleigentum, es liege in staatlichen Ho-
heitsgewässern. 1708 gab es Kolumbien
aber noch gar nicht. Auch Peru und Bolivi-
en meldeten Ansprüche an – das Diebes-

gut stamme schließlich auch aus ihren
heutigen Territorien. Spanien verweist
wiederum auf eine Unesco-Konvention,
wonach gesunkene Kriegsschiffe im
Besitz ihres Herkunftslandes bleiben.
Kolumbien hat dieses Abkommen aller-
dings nie unterzeichnet.

Ein spanischer Kompromissvorschlag,
die San José einfach dort zu belassen, wo
sie in Frieden ruhe, gilt in Bogotá als irr-
sinnig. Darüber würden sich vor allem pri-
vate Schatzjäger freuen. Aber auch die Ko-
lumbianer wollen einen Teil der Kostbar-
keiten zur Refinanzierung der aufwendi-
gen Bergung verwenden; sie planen, eine
dubiose britische Firma mit Sitz in der
Schweiz zu beauftragen. Dagegen protes-
tiert die Unesco. Der Ausgang des Streits
dürfte Signalwirkung haben, denn der
Grund der Karibik gilt als gigantischer
Schiffsfriedhof. Es werden dort noch Hun-
derte Galeonen und Karavellen mit Schät-
zen vermutet. boris herrmann
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von nico fried

Berlin – Kurz vor ihrem Besuch bei US-Prä-
sident Donald Trump hat Bundeskanzle-
rin Angela Merkel wenig Hoffnung, einen
Handelskrieg zwischen den USA und Euro-
pa zu vermeiden. Mit Blick auf die von ame-
rikanischer Seite angedrohten Zölle auf
Aluminium und Stahl hieß es am Donners-
tag vor der Abreise Merkels in Regierungs-
kreisen: „Wahrscheinlich muss man davon
ausgehen, dass die Zölle jetzt am 1. Mai
kommen.“ Trump hatte die Zölle bereits
vor einigen Wochen verhängt, die Europäi-
sche Union aber vorerst noch davon ausge-
nommen. Die EU hatte angekündigt, auf
die Verhängung von Zöllen mit Gegenmaß-
nahmen zu reagieren.

Merkel ist am Donnerstagnachmittag in
Richtung Washington abgereist. Am Frei-

tag trifft sie Trump im Weißen Haus zu-
nächst unter vier Augen. Anschließend sol-
len die Delegationsgespräche fortgesetzt
werden. Merkel will erneut für einen Dia-
log mit den USA über Zölle und andere Han-
delshemmnisse werben. Die Bundesregie-
rung sei sogar bereit, Zölle in einem größe-
ren Paket, in dem auch deutsche Interes-
sen berücksichtigt würden, neu zu verhan-
deln. Darüber gibt es allerdings in der EU
unterschiedliche Ansichten. Vor allem
aber, so hieß es in Berlin, müsste die US-Re-
gierung dafür die von Trump bereits be-
schlossenen, aber noch ausgesetzten Zölle
„dauerhaft verschieben“.

Die US-Regierung sandte am Donners-
tag Signale für eine Gesprächsbereit-
schaft. Die USA seien bereit, die derzeit für
die EU geltende Befreiung von den Strafzöl-
len auf Stahl und Aluminium zu verlän-

gern, sagte der Wirtschaftsberater im Wei-
ßen Haus, Larry Kudlow. Man wolle aber
„Zugeständnisse“ der Europäer sehen, et-
wa bei deren Zöllen auf Autoimporte.

Den von Trump oft wiederholten Vor-
wurf, die USA würden wegen der Zölle auf
ihre Güter unfair behandelt, weist die Bun-
desregierung zurück. Im Kanzleramt kriti-
siert man insbesondere, dass die US-Seite
stets nur die Zölle in einzelnen Branchen
herauspicke und kritisiere. So lägen die Zöl-
le auf normale Autos aus den USA in Euro-
pa zwar tatsächlich bei zehn Prozent und
umgekehrt nur bei drei Prozent. Nähme
man aber die Pick-ups, also Fahrzeuge mit
Ladefläche, und die SUV (Sport Utility Ve-
hicle) genannten Geländelimousinen hin-
zu, die etwa ein Drittel der US-Fahrzeug-
produktion ausmachten, läge das Verhält-
nis der Zölle nur noch bei 4,3 zu 3,1.

Nur über die Tarife für Autos zu verhan-
deln, sei „für uns nicht akzeptabel“, heißt
es in deutschen Regierungskreisen. Statt-
dessen müsse man dann „über Industrie-
zölle insgesamt“ sprechen. In Berlin pocht
man außerdem darauf, dass die Zölle nicht
willkürlich festgelegt würden, sondern
1994 in einem Paket verhandelt worden sei-
en. Außerdem entsprächen sie den Regeln
der Welthandelsorganisation (WTO).

Schwierige Gespräche mit Trump erwar-
tet man im Kanzleramt auch zu weiteren
Themen. So will Merkel die Bemühungen
des französischen Präsidenten Emmanuel
Macron aus den vergangenen Tagen fort-
setzen, Trump von einer einseitigen Auf-
kündigung des Atomabkommens mit Iran
abzubringen. Kritik dürfte sich Merkel er-
neut wegen zu geringer Verteidigungsaus-
gaben anhören müssen.  � Seiten 2 und 4
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An diesem Tisch werden Nordkoreas Machthaber Kim Jong-un und Südkoreas Präsident Moon Jae-in verhandeln. Die historische
Begegnung an diesem Freitag ist bis ins Detail geplant. So ist der Konferenztisch genau 2018 Millimeter breit, um das Jahr der histori-
schen Begegnung zu symbolisieren. Das Bild im Hintergrund zeigt das nordkoreanische Kumgang-Gebirge, das lange Zeit für Südko-
reaner zugänglich war. Es soll für Kooperation stehen, die beide Koreas mit ihrem Austausch vertiefen wollen. FOTO: AP � Seite 7

Assads Enteignungsplan – „ein perfides Vorhaben“
Syriens Präsident will Flüchtlingen Grundbesitz streitig machen. Bundesregierung will UN-Sicherheitsrat einschalten

HEUTE

Berlin – Der Antisemitismusbeauftragte
der Bundesregierung, Felix Klein, will anti-
semitische Vorfälle bundesweit zentral er-
fassen: „Das ist eins der ersten Dinge, um
die ich mich kümmern werde, wenn ich im
Amt bin“, sagte Klein am Donnerstag. Der
neue Beauftragte beginnt mit seiner Arbeit
offiziell am 1. Mai. sz � Seite 5

München – Die Verteidigung von Beate
Zschäpe hat für die Hauptangeklagte im
NSU-Prozess maximal zehn Jahre Haft ge-
fordert. Eine Mittäterschaft an den zehn
Morden ihrer Gefährten sei ihr nicht nach-
zuweisen. Ihr sei lediglich die Beihilfe zu 15
Raubüberfällen und die Brandlegung in ih-
rer Wohnung anzulasten. rabe � Seite 5

Berlin – Arbeiter und Angestellte in
Deutschland zahlen im internationalen
Vergleich überdurchschnittlich hohe Steu-
ern und Sozialabgaben; die Last ist im ver-
gangenen Jahr sogar leicht gestiegen. Wie
aus einer am Donnerstag veröffentlichten
Studie der Organisation der Industrielän-
der (OECD) hervorgeht, blieben 2017 bei ei-
nem deutschen Durchschnittsverdiener
nach Abzug von Steuern und Abgaben von
100 Euro Einkommen etwa 60 Euro übrig.
Im internationalen Durchschnitt mussten
Angestellte nur 25,5 Prozent ihres Brutto-
lohns abführen. Familien sind zwar besser-
gestellt als Kinderlose, aber auch deren Ab-
gabenquote liegt deutlich über dem Durch-
schnitt. Dagegen müssen deutsche Arbeit-
geber vergleichsweise geringe Sozialbeiträ-
ge abführen. gam � Seite 4, Wirtschaft

Im Nordwesten und äußersten Norden
Regen oder Nieselregen möglich. Sonst ist
es meist trocken. Nur an den Alpen steigt
die Gewitterneigung an. Zwischen 15 und
23 Grad. � Seite 13

Mann und Mann Unser Autor mag Män-
ner. Und fragt sich: Warum fällt es ihm
immer noch so schwer, „Ich bin schwul“ zu
sagen?
Frau und Mann Auf der Bühne ist US-Co-
medystar Amy Schumer schamlos und lus-
tig. Im Interview erzählt sie von den trauri-
gen Begebenheiten hinter ihren Witzen
Mannomann Erfolgreiche Politikerinnen
werden regelmäßig zu „Trümmerfrauen“
herabgewürdigt. Eine Sammlung

Liegt nicht der gesamten Auslandsauflage bei

Merkel befürchtet Handelskrieg mit USA
Die Kanzlerin will in Washington verhindern, dass Amerikas Präsident schon nächste Woche

Strafzölle gegen Europa verhängt. Doch die Gespräche mit Trump dürften sehr schwierig werden
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(SZ) Der wissenschaftliche Name des Mai-
käfers lautet Melolontha melolontha. Das
klingt so, als würde eine Prenzlauer-Berg-
Mutter ihre Tochter zum Keksbreilöffeln
nach Hause rufen. Gibt es in Berlin eigent-
lich im Augenblick Maikäfer oder muss
der Maikäferflug auf 2019 verschoben wer-
den? Das wäre dann auch nicht weiter
schlimm, weil die Maikäferfachleute, also
die sogenannten Melolonthalogen, das
kommende Jahr ohnehin zum Maikäfer-
jahr ausgerufen haben. Allerdings ge-
schieht dies hinter vorgehaltener Hand,
denn die Voraussetzung für eine wachsen-
de Population der Maikäfer ist ein verlässli-
cher Klimawandel. Der Winter muss also
schön mild sein, sonst sterben die Larven
und Reinhard Mey behält recht. Wie kom-
men wir jetzt eigentlich auf Maikäfer? Ein-
mal ist bald Mai, zum Zweiten melden
NRW und Niedersachsen erste Brummge-
räusche in Bodennähe. Maikäfer brum-
men, weil ihre Flügel im Vergleich zu Mü-
cken und Bienen eher langsam schlagen,
folglich gehört die Lehrformel, je langsa-
mer die Flugfrequenz, desto tiefer der
Brummton, sowohl zum Portfolio des Mai-
käfers selbst als auch zum Wissenskanon
jedes Maikäfer-Interessierten.

Es ist immer gut, mit einer gehörigen
Portion Know-how an aktuelle Sachverhal-
te heranzugehen. Der Maikäfer ist ein hoch
kompliziert gebauter Flugkörper, sein Pan-
zer und seine Unterlippe sind aus dem bei
Insekten sehr populären Material Chitin
gefertigt; er verfügt darüber hinaus über
ausgezeichnete Fresswerkzeuge – anders
gesagt: Der Maikäfer ist das hochwertig
ausgestattete Townhouse unter den Flug-
tieren. Der Maikäfer kommt recht funktio-
nal daher, alles an ihm ist auf Effektivität
ausgerichtet, er ist ein Leistungsträger, ei-
ne fliegende Duracell-Batterie. Was ihm
ein wenig fehlt, ist äußere Anmut. Auf der
hingestreckten Handfläche sieht der Mai-
käfer wie ein Haustier von Ernst Jünger
aus, man kann ihn sich eigentlich nur hin-
ter Glas mit einer Nadel im Panzer vorstel-
len. Aber unter den Menschen hat der Mai-
käfer ausschließlich die Forstleute zum
Feind – sie befürchten, dass der Maikäfer
Wurzeln aussaugen und Baumkronen ver-
heeren könnte. Das mit den Wurzeln
stimmt zwar, Melolonthalogen sprechen
aber eher von einem sanften Nuckeln als
von aggressivem Saugen.

Der Maikäfer des Jahres 2018 ist wald-
und flurinteressiert, greift aber nur maß-
voll in das Ökosystem ein. Während frühe-
re Maikäfer-Generationen eine Politik des
Kahlfraßes verfolgt hatten, setzt der Mai-
käfer-Verband in diesem Jahr auf eine be-
hutsame Verzehrkultur. Es müssen natür-
lich ein paar Pflanzen daran glauben, der
Käfer muss schließlich essen. Aber dass
komplette Waldflächen entlaubt würden –
völlig abwegig. Trauen wir also dem Maikä-
fer! Lassen wir ihn hochleben, denn bald
kommt der nervige Junikäfer, der nicht ein-
mal weiß, wie man richtig geradeaus fliegt.

DAS WETTER
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